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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1961 Ausgegeben am 14. Dezember 1961 83. Stück

284. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 17/1961 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation
über die Abänderung der Beilage I des Anhangs B zum Übereinkommen zur Errichtung
der Europäischen Freihandelsassoziation.

2 8 5 . Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens, betreffend das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen,
durch Spanien.

2 8 6 . Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im Internationalen Luftverkehr
(Warschauer Abkommen).

2 8 7 . Abkommen über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen,
Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden auf dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechtes.

288. Abkommen über die vorübergehende zollfreie Einfuhr von medizinischen, chirurgischen und Laboratoriums-
Geräten zur leihweisen Verwendung in Krankenanstalten und anderen medizinischen
Instituten zum Zwecke der Diagnose oder Krankenbehandlung.

2 8 9 . Übereinkommen über den Schutz des Bodensees gegen Verunreinigung.

2 8 4 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 31. Oktober 1961, mit der der Beschluß
Nr. 17/1961 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über die Abänderung der
Beilage I des Anhangs B zum Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen Frei-
handelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 252/

1961) verlautbart wird.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

EFTA/DC 17/61

1 Anlage

BESCHLUSS DES RATES Nr. 17/1961

(Vom Rat in seiner 26. Sitzung am 6. Sep-
tember 1961 gefaßt)

ABÄNDERUNG DER BEILAGE I DES AN-
HANGS B ZUM ÜBEREINKOMMEN

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Überein-
kommens

BESCHLOSSEN:

1. Beilage I des Anhangs B zum Übereinkom-
men wird laut Anlage zu diesem Beschluß abge-
ändert.
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2. Diese Abänderungen treten am 1. November
1961 in Kraft.

3. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

Anlage zu
EFTA/DC 17/61

ABÄNDERUNGEN DER BEILAGE I DES AN-
HANGS B ZUM ÜBEREINKOMMEN

Gorbach

2 8 5 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 10. November 1961 über die
Ratifikation des Übereinkommens, betref-
fend das Verfahren in bürgerlichen Rechts-

sachen, durch Spanien.

Nach Mitteilung der Königlich Niederländi-
schen Botschaft in Wien hat seit der Kund-
machung BGBl. Nr. 83/1961 Spanien das Über-

einkommen, betreffend das Verfahren in bürger-
lichen Rechtssachen, BGBl. Nr. 91/1957, ratifi-
ziert.

Das Übereinkommen ist gemäß seinem Arti-
kel 28 für Spanien am 19. November 1961 in
Kraft getreten.

Gorbach
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286.

Nachdem das Abkommen zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im Inter-
nationalen Luftverkehr (Warschauer Abkommen), welches also lautet:

(Übersetzung)

ABKOMMEN ZUR VER-
EINHEITLICHUNG VON
REGELN ÜBER DIE BE-
FÖRDERUNG IM INTER-
NATIONALEN LUFTVER-
KEHR (WARSCHAUER

ABKOMMEN).

1. KAPITEL.

GEGENSTAND — BEGRIFFS-
BESTIMMUNGEN.

Artikel 1.

(1) Dieses Abkommen gilt für
jede internationale Beförderung
von Personen, Reisegepäck oder
Gütern, die durch Luftfahrzeuge
gegen Entgelt erfolgt. Es gilt
auch für unentgeltliche Beförde-
rungen durch Luftfahrzeuge,
wenn sie von einem Luftfahrt-
unternehmen ausgeführt wer-
den.

(2) Als „internationale Beför-
derung" im Sinne dieses Ab-
kommens ist jede Beförderung
anzusehen, bei der nach den
Vereinbarungen der Parteien der
Abgangsort und der Bestim-
mungsort, gleichviel ob eine
Unterbrechung der Beförderung
oder ein Fahrzeugwechsel statt-
findet oder nicht, in den Gebie-
ten von zwei der Hohen Ver-
tragschließenden Teile liegen,
oder wenn diese Orte zwar im
Gebiet nur eines Vertragsteiles
liegen, aber eine Zwischenlan-
dung in einem Gebiete vorge-
sehen ist, das unter der Staats-
hoheit, der Oberhoheit, der
Mandatsgewalt oder der Herr-
schaft eines anderen der Hohen
Vertragschließenden Teile oder
eines Nichtvertragsstaates steht.
Erfolgt die Beförderung ohne
eine solche Zwischenlandung
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zwischen Gebieten, die der
Staatshoheit, der Oberhoheit,
der Mandatsgewalt oder der
Herrschaft ein und desselben
Hohen Vertragschließenden
Teiles unterstehen, so gilt sie
nicht als internationale Beförde-
rung im Sinne dieses Abkom-
mens.

(3) Ist eine Beförderung von
mehreren aufeinanderfolgenden
Luftfrachtführern auszuführen,
so gilt sie für die Anwendbarkeit
dieses Abkommens als eine ein-
zige Beförderung, sofern sie von
den Parteien als einheitliche
Leistung vereinbart worden ist.
Hiebei macht es keinen Unter-
schied, ob der Beförderungsver-
trag in der Form eines einzigen
oder einer Reihe von Verträgen
geschlossen worden ist. Eine
solche Beförderung verliert ihre
Eigenschaft als internationale
Beförderung nicht dadurch, daß
einer oder eine Reihe der Ver-
träge ausschließlich in Gebieten
auszuführen sind, die der Staats-
hoheit, der Oberhoheit, der
Mandatsgewalt oder der Herr -
schaft eines und desselben
Hohen Vertragschließenden
Teiles unterstehen.

Artikel 2.

(1) Sind die Voraussetzungen
des Artikels 1 gegeben, so gilt
das Abkommen auch für Beför-
derungen, die der Staat oder
eine andere juristische Person
des öffentlichen Rechtes aus-
führen.

(2) Auf Beförderungen, die
unter der Herrschaft inter-
nationaler Vereinbarungen über
den Postverkehr ausgeführt wer-
den, findet dieses Abkommen
keine Anwendung.

2. KAPITEL.

BEFÖRDERUNGSSCHEINE.

1. ABSCHNITT. — FLUG-
SCHEIN.

Artikel 3.

(1) Bei einer Beförderung von
Reisenden hat der Luftfracht-
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führer einen Flugschein auszu-
stellen, der folgende Angaben
enthalten soll:

a) Or t und Tag der Aus-
stellung;

b) Abgangs- und Bestim-
mungsort;

c) die vorgesehenen Zwi-
schenlandungen; der Luft-
frachtführer kann sich je-
doch vertraglich ausbedin-
gen, daß er sie beim Vor-
liegen zwingender Gründe
ändern darf, ohne daß die
Beförderung hiedurch
ihre Eigenschaft als inter-
nationale Beförderung ver-
liert;

d) Namen und Anschrift des
oder der Luftfrachtführer;

e) die Angabe, daß die Be-
förderung der Haftungs-
ordnung dieses Abkom-
mens unterliegt.

(2) Auf den Bestand und die
Wirksamkeit des Beförderungs-
vertrages ist es ohne Einfluß,
wenn der Flugschein fehlt, in
Verlust gerät oder nicht ord-
nungsmäßig ist; auch in diesen
Fällen unterliegt der Vertrag
den Vorschriften dieses Abkom-
mens. Ha t jedoch der Luft-
frachtführer den Reisenden zu-
gelassen, ohne daß ein Flugschein
ausgestellt worden ist, so kann
er sich nicht auf die Bestimmun-
gen dieses Abkommens berufen,
die seine Haftung ausschließen
oder beschränken.

2. ABSCHNITT. — FLUG-
GEPÄCKSCHEIN.

Artikel 4.

(1) Bei der Beförderung von
Reisegepäck hat der Luftfracht-
führer einen Fluggepäckschein
auszustellen, soweit es sich nicht
um kleine Gegenstände zum
persönlichen Gebrauch handelt,
die der Reisende in seiner Ob-
hut behält.

(2) Der Fluggepäckschein wird
in zwei Stücken ausgefertigt;
das eine ist für den Reisenden,
das andere für den Luftfracht-
führer bestimmt.
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(3) Der Fluggepäckschein soll
folgende Angaben enthalten:

a) Ort und Tag der Aus-
stellung;

b) Abgangs- und Bestim-
mungsort;

c) Namen und Anschrift des
oder der Luftfrachtführer;

d) die Nummern des Flug-
scheines;

e) die Angabe, daß das Ge-
päck dem Inhaber des Ge-
päckscheines ausgeliefert
wird;

f) Anzahl und Gewicht der
Gepäckstücke;

g) den Betrag des gemäß Ar-
tikel 22 Absatz 2 dekla-
rierten Wertes;

h) die Angabe, daß die Be-
förderung der Haftungs-
ordnung dieses Abkom-
mens unterliegt.

(4) Auf den Bestand und die
Wirksamkeit des Beförderungs-
vertrags ist es ohne Einfluß,
wenn der Fluggepäckschein
fehlt, in Verlust gerät oder nicht
ordnungsmäßig ist; auch in
diesen Fällen unterliegt der Ver-
trag den Vorschriften dieses Ab-
kommens. Hat jedoch der Luft-
frachtführer das Reisegepäck an-
genommen, ohne einen Flug-
gepäckschein auszustellen, oder
enthält der Schein nicht die
unter d), f), h) vorgesehenen
Angaben, so kann der Luft-
frachtführer sich nicht auf die
Bestimmungen dieses Abkom-
mens berufen, die seine Haftung
ausschließen oder beschränken.

3. ABSCHNITT. — LUFT-
FRACHTBRIEF.

Artikel 5.

(1) Bei der Beförderung von
Gütern kann der Luftfracht-
führer vom Absender die Aus-
stellung und Aushändigung eines
Beförderungscheins (Luftfracht-
brief) und der Absender vom
Luftfrachtführer die Annahme
dieser Urkunde verlangen.

(2) Auf den Bestand und die
Wirksamkeit des Frachtvertrages
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ist es ohne Einfluß, wenn der
Luftfrachtbrief fehlt, in Verlust
gerät oder nicht ordnungsmäßig
ist; auch in diesen Fällen unter-
liegt der Vertrag den Vorschrif-
ten dieses Abkommens, jedoch
unbeschadet der Bestimmung des
Artikels 9.

Artikel 6.

(1) Der Luftfrachtbrief wird
vom Absender in drei Ausferti-
gungen ausgestellt und mit dem
Gute ausgehändigt.

(2) Das erste Stück trägt den
Vermerk „für den Luftfracht-
führer"; es wird vom Absender
unterzeichnet. Das zweite Stück
trägt den Vermerk „für den
Empfänger"; es wird vom Ab-
sender und vom Luftfracht-
führer unterzeichnet und be-
gleitet das Gut. Das dritte Stück
wird vom Luftfrachtführer
unterzeichnet und nach An-
nahme des Gutes dem Absender
ausgehändigt.

(3) Die Unterzeichnung durch
den Luftfrachtführer muß un-
verzüglich nach Annahme des
Gutes erfolgen.

(4) Die Unterschrift des Luft-
frachtführers kann durch einen
Stempel ersetzt, die des Absen-
ders kann gedruckt oder durch
einen Stempel ersetzt werden.

(5) Wird der Luftfrachtbrief
auf Verlangen des Absenders
vom Luftfrachtführer ausge-
stellt, so wird bis zum Beweis
des Gegenteils vermutet, daß
der Luftfrachtführer als Beauf-
tragter des Absenders gehandelt
hat.

Artikel 7.

Besteht die Sendung aus
mehreren Frachtstücken, so kann
der Luftfrachtführer vom Ab-
sender die Ausstellung mehrerer
Luftfrachtbriefe verlangen.

Artikel 8.

Der Luftfrachtbrief soll fol-
gende Angaben enthalten:
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a) Ort und Tag der Aus-
stellung;

b) Abgangs- und Bestim-
mungsort;

c) die vorgesehenen Zwi-
schenlandungen; der Luft-
frachtführer kann sich je-
doch vertraglich ausbe-
dingen, daß er sie beim
Vorliegen zwingender
Gründe ändern darf, ohne
daß die Beförderung hie-
durch ihre Eigenschaft als
internationale Beförde-
rung verliert;

d) Namen und Anschrift des
Absenders;

e) Namen und Anschrift des
ersten Luftfrachtführers;

f) Namen und Anschrift des
Empfängers, wenn dieser
benannt ist;

g) die Art des Gutes;

h) Anzahl, Art und Verpak-
kung und die besonderen
Merkzeichen oder Num-
mern der Frachtstücke;

i) Gewicht, Menge, Raum-
gehalt oder Maße des
Gutes;

j) den äußerlich erkennbaren
Zustand des Gutes und der
Verpackung;

k) den Beförderungspreis,
wenn er vereinbart ist,
sowie Zeit und Ort der
Zahlung und die Person
des Zahlungspflichtigen;

l) bei Nachnahmesendungen:
den Preis des Gutes und
gegebenenfalls den Betrag
der Nachnahmekosten;

m) den Betrag des gemäß Ar-
tikel 22 Absatz 2 dekla-
rierten Wertes;

n) die Angabe, in wieviel
Stücken der Luftfracht-
brief ausgestellt ist;

o) ein Verzeichnis der dem
Luftfrachtführer überge-
benen Begleitpapiere;
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p) die Beförderungsfrist und
eine kurze Bezeichnung des
Reisewegs (über . . . ) , so-
fern sie vereinbart sind;

q) die Angabe, daß die Be-
förderung der Haftungs-
ordnung dieses Abkom-
mens unterliegt.

Artikel 9.

H a t der Luftfrachtführer das
Gut angenommen, ohne daß ein
Luftfrachtbrief ausgestellt wor-
den ist, oder enthält der Fracht-
brief nicht alle im Artikel 8
Buchstabe a) bis i) und q) be-
zeichneten Angaben, so kann er
sich nicht auf die Bestimmungen
dieses Abkommens berufen, die
seine Haftung ausschließen oder
beschränken.

Artikel 10.

(1) Der Absender haftet für
die Richtigkeit der Angaben und
Erklärungen über das Gut, die
er im Luftfrachtbrief angibt.

(2) Er haftet für den Schaden,
den der Luftfrachtführer oder
ein Dritter dadurch erleidet, daß
diese Angaben unrichtig, un-
genau oder unvollständig sind.

Artikel 11.

(1) Der Luftfrachtbrief er-
bringt den Beweis für den Ab-
schluß des Vertrages, den
Empfang des Gutes und die Be-
förderungsbedingungen; der
Gegenbeweis ist zulässig.

(2) Die Angaben des Luft-
frachtbriefes über Gewicht,
Maße und Verpackung des
Gutes sowie über die Anzahl
der Frachtstücke gelten bis zum
Beweis des Gegenteils als richtig.
Die Angaben über Menge,
Raumgehalt und Zustand des
Gutes erbringen gegenüber dem
Luftfrachtführer nur insoweit
Beweis, als dieser sie in Gegen-
wart des Absenders nachgeprüft
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hat und dies auf dem Fracht-
brief vermerkt ist, oder wenn
es sich um Angaben handelt, die
sich auf den äußerlich erkenn-
baren Zustand des Gutes be-
ziehen.

Artikel 12.

(1) Der Absender ist unter der
Bedingung, daß er alle Ver-
pflichtungen aus dem Frachtver-
trag erfüllt, berechtigt, über das
Gut in der Weise zu verfügen,
daß er es an Abgangs- oder Be-
stimmungsflughafen sich zurück-
geben, unterwegs während einer
Landung aufhalten, am Bestim-
mungsort oder unterwegs an
eine andere Person als den im
Luftfrachtbrief bezeichneten
Empfänger abliefern oder nach
dem Abgangsflughafen zurück-
bringen läßt. Dieses Recht kann
nur insoweit ausgeübt werden,
als dadurch der Luftfrachtführer
oder die anderen Absender nicht
geschädigt werden. Der Absen-
der ist zur Erstattung der durch
die Ausführung der Verfügung
entstehenden Kosten ver-
pflichtet.

(2) Ist die Ausführung der
Weisungen des Absenders un-
möglich, so hat der Luftfracht-
führer ihn unverzüglich zu ver-
ständigen.

(3) Entspricht der Luftfracht-
führer den Weisungen des Ab-
senders, ohne die Vorlage des
diesem übergebenen Stückes des
Luftfrachtbriefes zu verlangen,
so haftet er unbeschadet seines
Rückgriffs gegen den Absender
dem rechtmäßigen Besitzer des
Luftfrachtbriefs für den hieraus
entstehenden Schaden.

(4) Das Recht des Absenders
erlischt mit dem Zeitpunkt, in
dem das Recht des Empfängers
gemäß Artikel 13 entsteht. Es
lebt wieder auf, wenn der
Empfänger die Annahme des
Luftfrachtbriefs oder des Gutes
verweigert, oder wenn er nicht
erreicht werden kann.
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Artikel 13.

(1) Außer den Fällen des Ar-
tikels 12 ist der Empfänger nach
Ankunft des Gutes am Bestim-
mungsort berechtigt, vom Luft-
frachtführer die Aushändigung
des Luftfrachtbriefs und die Ab-
lieferung des Gutes gegen Zah-
lung der geschuldeten Beträge
und gegen Erfüllung der im
Frachtbrief angegebenen Beför-
derungsbedingungen zu verlan-
gen.

(2) Mangels abweichender Ver-
einbarung hat der Luftfracht-
führer dem Empfänger die An-
kunft des Gutes unverzüglich
anzuzeigen.

(3) Ist der Verlust des Gutes
vom Luftfrachtführer aner-
kannt oder ist das Gut nach
Ablauf von 7 Tagen seit dem
Tage, an dem es hätte ein-
treffen sollen, nicht einge-
troffen, so kann der Empfän-
ger die Rechte aus dem Fracht-
vertrage gegen den Luftfracht-
führer geltend machen.

Artikel 14.

Der Absender und der Emp-
fänger können, gleichviel ob sie
für eigene oder fremde Rech-
nung handeln, die ihnen nach
Artikel 12 und 13 zustehenden
Rechte im eigenen Namen gel-
tend machen, sofern sie die
Verpflichtungen aus dem
Frachtvertrage erfüllen.

Artikel 15.

(1) Die Beziehungen zwischen
dem Absender und dem Emp-
fänger sowie die Beziehungen
Dritter, deren Rechte vom Ab-
sender oder vom Empfänger
herrühren, werden durch die
Vorschriften der Artikel 12, 13
und 14 nicht berührt.

(2) Jede von den Vorschriften
der Artikel 12, 13 und 14 ab-
weichende Vereinbarung muß
auf dem Luftfrachtbrief ver-
merkt werden.
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Artikel 16.

(1) Der Absender ist ver-
pflichtet, alle Auskünfte zu er-
teilen, die vor Aushändigung
des Gutes an den Empfänger
zur Erfüllung der Zoll-, Steuer-
oder Polizeivorschriften erfor-
derlich sind, und alle zu diesem
Zweck notwendigen Begleit-
papiere dem Luftfrachtbrief
beizugeben. Der Absender haf-
tet dem Luftfrachtführer für
alle Schäden, die aus dem
Fehlen, der Unzulänglichkeit
oder Unrichtigkeit dieser Aus-
künfte und Papiere entstehen,
es sei denn, daß dem Luft-
frachtführer oder seinen Leuten
ein Verschulden zur Last fällt.

(2) Der Luftfrachtführer ist
nicht verpflichtet, diese Aus-
künfte und Papiere auf ihre
Richtigkeit und Vollständig-
keit zu prüfen.

3. KAPITEL.
H A F T U N G DES LUFT-

FRACHTFÜHRERS.

Artikel 17.

Der Luftfrachtführer hat den
Schaden zu ersetzen, der da-
durch entsteht, daß ein Reisen-
der getötet, körperlich verletzt
oder sonst gesundheitlich ge-
schädigt wird, wenn der Unfall,
durch den der Schaden verur-
sacht wurde, sich an Bord des
Luftfahrzeugs oder beim Ein-
oder Aussteigen ereignet hat.

Artikel 18.

(1) Der Luftfrachtführer hat
den Schaden zu ersetzen, der
durch Zerstörung, Verlust
oder Beschädigung von aufge-
gebenem Reisegepäck oder von
Gütern entsteht, wenn das Er-
eignis, durch das der Schaden
verursacht wurde, während der
Luftbeförderung eingetreten ist.

(2) Der Ausdruck „Luftbe-
förderung" im Sinne des vor-
stehenden Absatzes umfaßt den
Zeitraum, während dessen das
Reisegepäck oder die Güter
sich auf einem Flughafen, an
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Bord eines Luftfahrzeuges
oder, bei Landung außerhalb
eines Flughafens, an einem be-
liebigen Orte unter der Obhut
des Luftfrachtführers befin-
den.

(3) Der Zeitraum der Luftbe-
förderung umfaßt keine Be-
förderung zu Lande, zur See
oder auf Binnengewässern
außerhalb eines Flughafens. Er-
folgt jedoch eine solche Beför-
derung bei Ausführung des
Luftbeförderungsvertrages zum
Zwecke der Verladung, der
Ablieferung oder der Um-
ladung, so wird bis zum Be-
weise des Gegenteils vermutet,
daß der Schaden durch ein
während der Luftbeförderung
eingetretenes Ereignis verur-
sacht worden sei.

Artikel 19.

Der Luftfrachtführer hat den
Schaden zu ersetzen, der durch
Verspätung bei der Luftbeför-
derung von Reisenden, Gepäck
oder Gütern entsteht.

Artikel 20.

(1) Die Ersatzpflicht tritt
nicht ein, wenn der Luftfracht-
führer beweist, daß er und
seine Leute alle erforderlichen
Maßnahmen zur Vergütung des
Schadens getroffen haben oder
daß sie diese Maßnahmen nicht
treffen konnten.

(2) Bei dieser Beförderung
von Gütern und Reisegepäck
tr i t t die Ersatzpflicht nicht ein,
wenn der Luftfrachtführer be-
weist, daß der Schaden durch
fehlerhafte Lenkung, Führung
oder Navigation des Luftfahr-
zeuges entstanden ist und daß
er und seine Leute sonst alle
erforderlichen Maßnahmen zur
Verhütung des Schadens ge-
troffen haben.

Artikel 21.

Beweist der Luftfrachtführer,
daß ein eigenes Verschulden
des Geschädigten den Schaden
verursacht oder bei der Ent-
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stehung des Schadens mitge-
wirkt hat, so kann das Gericht
nach Maßgabe seines heimischen
Rechts entscheiden, daß der
Luftfrachtführer nicht oder nur
in vermindertem Umfang zum
Schadenersatz verpflichtet ist.

Artikel 22.

(1) Bei der Beförderung von
Personen haftet der Luftfracht-
führer jedem Reisenden gegen-
über nur bis zu einem Betrage
von 125.000 Franken. Kann
nach dem heimischen Recht des
angerufenen Gerichts die Ent-
schädigung in Form einer Geld-
rente festgesetzt werden, so
darf der Kapitalwert der Rente
diesen Höchstbetrag nicht über-
steigen. Der Reisende kann je-
doch mit dem Luftfrachtführer
eine höhere Haftsumme beson-
ders vereinbaren.

(2) Bei der Beförderung von
aufgegebenem Reisegepäck oder
Gütern haftet der Luftfracht-
führer nur bis zu einem Betrage
von 250 Franken für das Kilo-
gramm. Diese Beschränkung gilt
nicht, wenn der Absender bei
der Aufgabe des Stückes - das
Interesse an der Lieferung be-
sonders deklariert und den
etwa vereinbarten Zuschlag ent-
richtet hat. In diesem Falle hat
der Luftfrachtführer bis zur
Höhe des deklarierten Betrages
Ersatz zu leisten, sofern er
nicht beweist, daß dieser höher
ist als das tatsächliche Inter-
esse des Absenders an der Lie-
ferung.

(3) Die Haftung des Luft-
frachtführers für Gegenstände,
die der Reisende in seiner Ob-
hut behält, ist auf einen
Höchstbetrag von 5000 Fran-
ken gegenüber jedem Reisenden
beschränkt.

(4) Die oben angegebenen Be-
träge sind in französischen
Franken im Werte von 65 1/2
Milligramm Gold von 900/1000
Feingehalt ausgedrückt. Sie
können in abgerundete Be-
träge einer jeden Landes-
währung umgewandelt werden.
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Artikel 23.

Jede Bestimmung des Beför-
derungsvertrages, durch welche
die Haftung des Luftfracht-
führers ganz oder teilweise
ausgeschlossen oder die in die-
sem Abkommen bestimmte
Haftsumme herabgesetzt wer-
den soll, ist nichtig; ihre
Nichtigkeit hat nicht die Nich-
tigkeit des Vertrages zur Folge;
dieser bleibt den Vorschriften
dieses Abkommens unterwor-
fen.

Artikel 24.

(1) In den Fällen der Artikel 18
und 19 kann ein Anspruch auf
Schadenersatz, auf welchem
Rechtsgrund er auch beruht, nur
unter den Voraussetzungen und
Beschränkungen geltend gemacht
werden, die in diesem Abkom-
men vorgesehen sind.

(2) Die Vorschrift des vor-
stehenden Absatzes findet auch
in den Fällen des Artikels 17
Anwendung. Die Frage, welche
Personen zur Klage berechtigt
sind und was für Rechte
ihnen zustehen, wird hiedurch
nicht berührt.

Artikel 25.

(1) Ha t der Luftfrachtführer
den Schaden vorsätzlich oder
durch eine Fahrlässigkeit herbei-
geführt, die nach dem Recht
des angerufenen Gerichts dem
Vorsatz gleichsteht, so kann er
sich nicht auf die Bestimmungen
dieses Abkommens berufen, die
seine Haftung ausschließen oder
beschränken.

(2) Das gleiche gilt, wenn der
Schaden unter denselben Vor-
aussetzungen von einem seiner
Leute in Ausführung ihrer Ver-
richtungen verursacht worden
ist.

Artikel 26.

(1) Nimmt der Empfänger
Reisegepäck oder Güter vorbe-
haltlos an, so wird bis zum Be-
weise des Gegenteils vermutet,
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daß sie in gutem Zustand und
dem Beförderungsschein ent-
sprechend abgeliefert worden
sind.

(2) Im Falle einer Beschädi-
gung muß der Empfänger un-
verzüglich nach Entdeckung des
Schadens, aber jedenfalls bei
Reisegepäck binnen 3 Tagen,
bei Gütern spätestens binnen
7 Tagen nach der Annahme dem
Luftfrachtführer Anzeige erstat-
ten. Im Fall einer Verspätung
muß die Anzeige spätestens
14 Tage, nachdem das Reisege-
päck oder das Gut dem Empfän-
ger zur Verfügung gestellt wor-
den ist, erfolgen.

(3) Jede Beanstandung muß
auf den Beförderungsschein ge-
setzt oder in anderer Weise
schriftlich erklärt und innerhalb
der dafür vorgesehenen Frist
abgesandt werden.

(4) Wird die Anzeigefrist ver-
säumt, so ist jede Klage gegen
den Luftfrachtführer ausge-
schlossen, es sei denn, daß dieser
arglistig gehandelt hat.

Artikel 27.

Stirbt der Schuldner, so kann
der Anspruch auf Schadenersatz
in den Grenzen dieses Abkom-
mens gegen seine Rechtsnach-
folger geltend gemacht werden.

Artikel 28.

(1) Die Klage auf Schaden-
ersatz muß in dem Gebiet eines
der Hohen Vertragschließenden
Teile erhoben werden, und zwar
nach Wahl des Klägers entweder
bei dem Gericht des Ortes, wo
der Luftfrachtführer seinen
Wohnsitz hat oder wo sich seine
Hauptbetriebsleitung oder die-
jenige seiner Geschäftsstellen be-
findet, durch die der Vertrag
abgeschlossen worden ist, oder
bei dem Gericht des Bestim-
mungsortes.

(2) Das Verfahren richtet sich
nach den Gesetzen des ange-
rufenen Gerichtes.



83. Stück — Ausgegeben am 14. Dezember 1961 — Nr . 286 1391

Artikel 29.

(1) Die Klage auf Schaden-
ersatz kann nur binnen einer
Ausschlußfrist von zwei Jahren
erhoben werden. Die Frist be-
ginnt mit dem Tage, an dem
das Luftfahrzeug am Bestim-
mungsort angekommen ist oder
an dem es hätte ankommen
sollen oder an dem die Beför-
derung abgebrochen worden ist.

(2) Die Berechnung der Frist
bestimmt sich nach den Gesetzen
des angerufenen Gerichts.

Artikel 30.

(1) Wird die Beförderung
durch mehrere aufeinanderfol-
gende Luftfrachtführer ausge-
führt (Artikel 1 Abs. 3), so ist
jeder von ihnen, der Reisende,
Reisegepäck oder Güter an-
nimmt, den Vorschriften dieses
Abkommens unterworfen; er
gilt als eine der Parteien des
Beförderungsvertrages, soweit
dieser sich auf den Teil der Be-
förderung bezieht, der unter
seiner Leitung ausgeführt wird.

(2) Bei einer solchen Beför-
derung von Reisenden können
der Reisende oder die sonst an-
spruchsberechtigten Personen
nur den Luftfrachtführer in An-
spruch nehmen, der die Beför-
derung ausgeführt hat, in deren
Verlauf der Unfall oder die Ver-
spätung eingetreten ist, es sei
denn daß der erste Luftfracht-
führer durch ausdrückliche Ver-
einbarung die Haftung für die
ganze Reise übernommen hat.

(3) Handelt es sich um Reise-
gepäck oder Güter, so kann der
Absender den ersten, der
Empfänger, der die Auslieferung
verlangen kann, den letzten,
und jeder von ihnen denjenigen
Luftfrachtführer in Anspruch
nehmen, welcher die Beförde-
rung ausgeführt hat, in deren
Verlauf die Zerstörung, der Ver-
lust oder die Beschädigung er-
folgt oder die Verspätung ein-
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getreten ist. Diese Luftfracht-
führer haften dem Absender
und dem Empfänger als Gesamt-
schuldner.

4. KAPITEL.
BESTIMMUNGEN ÜBER GE-
MISCHTE BEFÖRDERUN-

GEN.

Artikel 31.

(1) Bei gemischten Beförderun-
gen, die zum Teil durch Luft-
fahrzeuge, zum Teil durch an-
dere Verkehrsmittel ausgeführt
werden, gelten die Bestimmun-
gen dieses Abkommens nur für
die Luftbeförderung und nur,
wenn diese den Voraussetzungen
des Artikels 1 entspricht.

(2) Keine Bestimmung dieses
Abkommens hindert die Par-
teien, für den Fall einer ge-
mischten Beförderung Bedin-
gungen für die Beförderung
durch andere Verkehrsmittel in
den Luftbeförderungsschein auf-
zunehmen, sofern hinsichtlich
der Luftbeförderung die V o r -
schriften dieses Abkommens
beachtet werden.

5. KAPITEL.
ALLGEMEINE VORSCHRIF-
TEN UND SCHLUSSBESTIM-

MUNGEN.

Artikel 32.

Alle Bestimmungen des Be-
förderungsvertrages und alle vor
Eintritt des Schadens getroffenen
besonderen Vereinbarungen,
worin die Parteien durch Be-
stimmung des anzuwendenden
Rechts oder durch Änderung der
Vorschriften über die Zuständig-
keit von diesem Abkommen
abweichende Regeln festsetzen,
sind nichtig. Im Falle der Beför-
derung von Gütern sind jedoch
Schiedsklauseln im Rahmen die-
ses Abkommens zulässig, wenn
das Verfahren im Bezirk eines
der im Artikel 28 Abs. 1 be-
zeichneten Gerichte stattfinden
soll.

Artikel 33.

Keine Bestimmung dieses
Abkommens hindert den Luft-
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frachtführer, den Abschluß eines
Beförderungsvertrages zu ver-
weigern oder Beförderungsbe-
dingungen festzusetzen, die nicht
im Widerspruch mit den Vor-
schriften dieses Abkommens
stehen.

Artikel 34.

Dieses Abkommen ist nicht
anwendbar

1. auf internationale Luftbe-
förderungen, die von einem
Luftfahrtunternehmen als erste
Versuche zur Errichtung plan-
mäßig zu betreibender Luft-
verkehrslinien ausgeführt wer-
den,

2. auf Beförderungen, die
unter außergewöhnlichen Um-
ständen und nicht im Rahmen
des gewöhnlichen Luftverkehrs
ausgeführt werden.

Artikel 35.

Der Ausdruck „Tage" im
Sinne dieses Abkommens um-
faßt auch die Sonn- und Feier-
tage.

Artikel 36.

Dieses Abkommen ist in fran-
zösischer Sprache in einer einzi-
gen Urschrift . abgefaßt, die in
den Archiven des Polnischen
Ministeriums des Auswärtigen
aufbewahrt bleiben soll. Die
Polnische Regierung wird der
Regierung jedes der Hohen Ver-
tragschließenden Teile eine be-
glaubigte Abschrift übermitteln.

Artikel 37.

(1) Dieses Abkommen soll rati-
fiziert werden. Die Ratifika-
tionsurkunden sollen in den
Archiven des Polnischen Mini-
steriums des Auswärtigen nieder-
gelegt werden, das der Regie-
rung jedes der Hohen Vertrag-
schließenden Teile die erfolgte
Niederlegung anzeigen wird.

(21 Dieses Abkommen tritt,
nachdem es von fünf der Hohen
Vertragschließenden Teile rati-
fiziert ist, zwischen ihnen am
neunzigsten Tage nach der Nie-
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derlegung der fünften Ratifika-
tionsurkunde in Kraft. Nach
diesem Zeitpunkt tritt es
zwischen den Hohen Vertrag-
schließenden Teilen, die es rati-
fiziert haben, und dem Hohen
Vertragschließenden Teil, der
seine Ratifikationsurkunde nie-
derlegt, am neunzigsten Tage
nach dieser Niederlegung in
Kraft.

(3) Die Regierung der Repu-
blik Polen wird der Regierung
jedes der Hohen Vertrag-
schließenden Teile den Tag des
Inkrafttretens dieses Abkom-
mens sowie den Tag der Nieder-
legung jeder Ratifikationsur-
kunde anzeigen.

Artikel 38.

(1) Der Beitritt zu diesem
Abkommen bleibt nach seinem
Inkrafttreten allen Staaten
offen.

(2) Der Beitritt erfolgt durch
eine Anzeige an die Regierung
der Republik Polen, welche die
Regierung eines jeden der Hohen
Vertragschließenden Teile hie-
von verständigen wird.

(3) Der Beitritt wird mit dem
neunzigsten Tage seit der An-
zeige an die Regierung der Re-
publik Polen wirksam.

Artikel 39.

(1) Jeder der Hohen Vertrag-
schließenden Teile kann dieses
Abkommen durch schriftliche
Anzeige an die Regierung der
Republik Polen, welche die Re-
gierung jedes der Hohen Ver-
tragschließenden Teile hievon
unverzüglich benachrichtigen
wird, kündigen.

(2) Diese Kündigung wird
sechs Monate nach ihrer Erklä-
rung wirksam, und zwar nur
bezüglich des Vertragsteils, der
sie ausgesprochen hat.

Artikel 40.

(1) Die Hohen Vertrag-
schließenden Teile können bei
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der Unterzeichnung, der Nieder-
legung der Ratifikationsurkun-
den oder anläßlich ihres Bei-
tritts erklären, daß die An-
nahme dieses Abkommens sich
nicht auf die Gesamtheit oder
irgendeinen Teil ihrer Kolonien,
Protektorate oder der unter
ihrem Mandat stehenden Ge-
biete oder jedes andere unter
ihrer Staatshoheit, Herrschaft
oder Oberhohei t stehende Ge-
biet bezieht.

(2) Sie können demgemäß
späterhin im Namen der Ge-
samtheit oder irgendeinen Teiles
ihrer Kolonien, Protektora te
oder der unter ihrem Mandat
stehenden Gebiete oder jedes
anderen unter ihrer Staatsho-
heit, Herrschaft oder Obe rho -
heit stehenden Gebietes ihren
Beitritt gesondert erklären.

(3) Sie können ferner dieses
Abkommen unter Beachtung
seiner Bestimmungen für die
Gesamtheit oder irgendeinen
Teil ihrer Kolonien, Pro tek to-
rate oder die unter ihrem Man-
dat stehenden Gebiete oder jedes
andere unter ihrer Staatshoheit,
Herrschaft oder Oberhoheit
stellende Gebiet gesondert kün-
digen.

Artikel 41.

Jeder der Hohen Vertrag-
schließenden Teile ist befugt,
frühestens zwei Jahre nach dem
Inkrafttreten dieses Abkommens
den Zusammentritt einer neuen
Internationalen Konferenz zu
veranlassen, um etwaige Verbes-
serungen des Abkommens her-
beizuführen. Er hat sich zu
diesem Zweck an die Regierung
der Französischen Republik zu
wenden, welche die zur Vorbe-
reitung dieser Konferenz erfor-
derlichen Maßnahmen treffen
wird.

Dieses Abkommen Hegt bis
zum 31. Jänner 1930 zur Zeich-
nung auf.

Geschehen zu Warschau am
12. Oktober 1929.



1396 83. Stück — Ausgegeben am 14. Dezember 1961 — Nr. 286

ZUSATZPROTOKOLL.

Zu Artikel 2.
Die Hohen Vertragschließen-

den Teile behalten sich das
Recht vor, bei der Ratifikation
oder dem Beitritt zu erklären,
daß die Vorschrift des Artikels 2
Abs. 1 dieses Abkommens keine
Anwendung auf internationale
Luftbeförderungen finden soll,
die unmittelbar durch den Staat,
seine Kolonien, Protektorate,
die unter seinem Mandat stehen-
den Gebiete oder andere unter
seiner Staatshoheit, Oberhoheit
oder Herrschaft stehende Ge-
biete ausgeführt werden.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz, vom Bundesminister für Verkehr
und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegenge-
zeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 29. Juli 1961.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Gorbach

Der Bundesminister für Justiz:

Broda

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:

Waldbrunner

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Österreich hat seine Ratifikationsurkunde zu diesem Abkommen am 28. September 1961 im
Polnischen Ministerium des Auswärtigen hinterlegt. Gemäß Artikel 37 Absatz 2 wird dieses
Abkommen für Österreich am 27. Dezember 1961 in Kraft treten.

Nach Mitteilung des Polnischen Ministeriums des Auswärtigen haben folgende Staaten dieses
Abkommen ratifiziert beziehungsweise sind diesem beigetreten:

Argentinien, Äthiopien, Australien, Deutsches Reich (am 30. September 1933), Belgien, Brasilien,
Bulgarien, Burma, Ceylon, Dänemark, Finnland, Frankreich, Ghana, Griechenland, Guinea, Indien,
Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kanada, Laos,
Liberia, Liechtenstein, Luxemburg, Malaya, Mali, Marokko, Mexiko, Neuseeland, Niederlande,
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Pakistan, Philippinen, Polen, Portugal, Rumänien, Salvador, Schweden, Schweiz, Spanien, Süd-
afrika, Tschechoslowakei, Ukraine, Ungarn, Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, Venezuela,
Vereinigte Arabische Republik (mit dem ägyptischen Landesteil), Vereinigtes Königreich von
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam, Weißrußland.

Das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland hat erklärt, daß dieses Ab-
kommen für folgende Gebiete, deren internationale Beziehungen vom Vereinigten Königreich
wahrgenommen werden, Anwendung findet:

1. Am 3. Dezember 1934: Bahamas, Bermudas, Barbados, Guayana;

2. am 12. Dezember 1934: Honduras, Zypern, Falkland-Inseln, Fidschi-Inseln, Gambia, Gibral-
tar, Hongkong, Jamaika mit umliegenden Inseln, Kenia, Leeward-Inseln (Antigua, Caraiba,
Montserrat, St. Christoph und Nevis, Jungfern-Inseln), Malta, Mauritius, Nigeria, Kamerun,
Nordrhodesien, Njassaland, St. Helena und Asunción, Seychellen, Sierra Leone, Tanganjika,
Trinidad und Tobago, Uganda, Salomon-Inseln, Gilbert- und Ellice-Inseln, Sansibar, Windward-
Inseln (Grenada, St. Lucia, St. Vincent, Dominica);

3. am 3. Jänner 1935: Südrhodesien;

4. am 4. Juli 1936: Nordborneo, Brunei, Sarawak, Tonga;

5. am 14. September 1938: Protektorat Aden;

6. am 24. Feber 1938: Kolonie Aden;

7. am 2. September 1957: Basutoland, Betschuanaland, Swasiland.

Gorbach

287.

Nachdem das Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Belgien
über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Schieds-
sprüchen und öffentlichen Urkunden auf dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechtes, welches also
lautet:

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND DEM KÖNIG-
REICH BELGIEN ÜBER DIE GEGEN-
SEITIGE ANERKENNUNG UND VOLL-
STRECKUNG VON GERICHTLICHEN
ENTSCHEIDUNGEN, SCHIEDSSPRÜ-
CHEN UND ÖFFENTLICHEN URKUN-
DEN AUF DEM GEBIET DES ZIVIL-

UND HANDELSRECHTES

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und Seine Majestät der König der Belgier haben,
von dem Wunsche geleitet, die gegenseitige An-
erkennung und Vollstreckung der in Zivil- und
Handelssachen gefällten gerichtlichen Entschei-
dungen und Schiedssprüche sowie der öffentlichen
Urkunden zu sichern, beschlossen, zu diesem
Zweck ein Abkommen zu schließen, und haben
zu Bevollmächtigten ernannt:
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Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Dr. Martin F u c h s ,
außerordentlichen und bevollmächtigten
Botschafter, Generalsekretär für die Aus-
wärtigen Angeigenheiten,

und

Herrn Dr. Viktor H o y e r ,
Sektionschef im Bundesministerium für
Justiz,

Seine Majestät der König der Belgier:

Herrn Georges D e l c o i g n e ,
außerordentlichen und bevollmächtigten
Botschafter,

und

Herrn A.-J. H e r m e n t ,

Inspecteur Général im Ministerium für
die Auswärtigen Angelegenheiten und
Außenhandel,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgende Bestim-
mungen vereinbart haben:

Artikel 1.

(1) Das vorliegende Abkommen ist auf die von
den Gerichten der Hohen Vertragschließenden
Teile auf dem Gebiet des Zivil- und Handels-
rechtes gefällten Entscheidungen anzuwenden.

(2) Im Sinne des vorliegenden Abkommens be-
deutet „Entscheidung" jede im streitigen Ver-
fahren oder im Verfahren außer Streitsachen ge-
fällte Entscheidung, wie sie auch bezeichnet sein
möge, mit Ausnahme der Entscheidungen im
Konkursverfahren, im Ausgleichsverfahren und
im Verfahren de9 Zahlungsaufschubes.

(3) Gerichtliche Entscheidungen im Sinne des
Absatzes 1 des vorliegenden Artikels sind auch
die auf dem Gebiet des Zivil- oder Handelsrechtes
von einem Strafgericht gefällten Entscheidungen.

(4) Zum Zwecke der Anwendung des vorliegen-
den Abkommens bedeutet „Titelgericht" das
Gericht, das die Entscheidung gefällt hat, und
„ersuchtes Gericht" in Österreich das Gericht, bei
dem die Vollstreckung, in Belgien das Gericht,
bei dem die Vollstreckbarerklärung der Ent-
scheidung beantragt wird.

Artikel 2.

(1) Die von einem Gericht eines der Hohen
Vertragschließenden Teile gefällten Entscheidun-
gen werden im Gebiet des anderen Hohen Ver-
tragschließenden Teiles anerkannt, wenn sie die
folgenden Voraussetzungen erfüllen:

a) das Titelgericht muß gemäß Artikel 3 des
vorliegenden Abkommens zuständig ge-
wesen sein;
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b) die Entscheidung muß rechtskräftig sein;

c) die Parteien müssen, unbeschadet der Be-
stimmungen des Buchstaben d) dieses Ab-
satzes, dem Gesetz entsprechend vertreten
gewesen oder für säumig erklärt worden
sein, nachdem sie dem Gesetz entsprechend
geladen worden waren; diese Voraussetzung
wird als nicht erfüllt angesehen, wenn im
Fall einer Versäumnisentscheidung die
säumige Partei dem Gericht, bei dem die
Anerkennung beantragt wird, beweist, daß
sie von dem Verfahren tatsächlich nicht
zeitgerecht Kenntnis erhalten haben
konnte, um sich daran zu beteiligen; eine
auf die im Artikel 3 der am 17. Juli 1905
und am 1. März 1954 im Haag abgeschlos-
senen Internationalen Übereinkommen, be-
treffend das Verfahren in bürgerlichen
Rechtssachen, vorgesehene Weise erfolgte
Ladung des Beklagten beweist, daß er tat-
sächlich vom Verfahren Kenntnis erhalten
hat;

d) die Entscheidung muß, wenn es sich um
einen Zahlungsauftrag oder um einen
Zahlungsbefehl handelt, der Partei, gegen
die sie gefällt wurde, dem Gesetz ent-
sprechend zugestellt worden . sein; diese
Voraussetzung wird als nicht erfüllt an-
gesehen, wenn diese Partei dem Gericht,
bei dem die Anerkennung beantragt wird,
beweist, daß sie von der Entscheidung tat-
sächlich nicht zeitgerecht Kenntnis erhalten
haben konnte, um dagegen Einwendungen
(Widerspruch) zu erheben; eine auf die im
Artikel 3 der am 17. Juli 1905 und am
1. März 1954 im Haag abgeschlossenen
Internationalen Übereinkommen, betref-
fend das Verfahren in bürgerlichen Rechts-
sachen, vorgesehene Weise erfolgte Zustel-
lung an die Partei beweist, daß sie von
der Entscheidung tatsächlich Kenntnis er-
halten hat;

e) die vorgelegte Ausfertigung der Entschei-
dung muß die nach den Gesetzen des
Staates, in dem sie gefällt wurde, erforder-
lichen Voraussetzungen für ihre Echtheit
erfüllen und mit dem Siegel des Titel-
gerichtes versehen sein.

(2) Die Anerkennung ist jedoch zu versagen:
a) wenn sie der öffentlichen Ordnung des

Staates, in dem sie beantragt wird, wider-
spricht; oder

b) wenn ein gleicher, auf denselben Rechts-
anspruch gestützter und dieselben Parteien
betreffender Antrag in dem Staat, in dem
die Anerkennung beantragt wird, schon
Gegenstand einer Entscheidung in der
Sache selbst war, mögen auch noch Rechts-
mittel gegen sie offen stehen; oder
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c) wenn ein gleicher, auf denselben Rechts-
anspruch gestützter und dieselben Parteien
betreffender Antrag vor einem Gericht des
Staates, in dem die Anerkennung beantragt
wird, anhängig ist und dieses Gericht vor
dem Titelgericht mit der Sache befaßt wor-
den war.

Artikel 3.

(1) Die Zuständigkeit des Titelgerichtes ist im
Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a) be-
gründet, wenn eine der folgenden Voraussetzun-
gen erfüllt ist:

A. — bei Entscheidungen, die nicht den Per-
sonenstand oder die Handlungsfähigkeit be-
treffen, sofern:

a) der Beklagte im Zeitpunkt der Einleitung
des Verfahrens seinen Wohnsitz oder
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet
des Staates des Titelgerichtes hatte, außer
es handelt sich um ein Verfahren über ein
dingliches Recht an einer im Gebiet des
Staates, in dem die Anerkennung beantragt
wird, gelegenen unbeweglichen Sache;

b) der Beklagte im Zeitpunkt der Einleitung
des Verfahrens im Gebiet des Staates des
Titelgerichtes eine kaufmännische oder ge-
werbliche Niederlassung, eine Zweignieder-
lassung oder eine Agentur hatte und dort
wegen einer ihren Betrieb betreffenden
Streitigkeit belangt wurde;

c) der Beklagte sich der Zuständigkeit des
Titelgerichtes für den betreffenden Rechts-
streit, sei es durch Annahme eines Wohn-
sitzes (élection de domicile), sei es durch
eine andere Zuständigkeitsvereinbarung,
ausdrücklich unterworfen hat, soweit nicht
von der Gesetzgebung des Staates, in dem
die Anerkennung beantragt wird, hievon
Ausnahmen festgesetzt wurden oder noch
festgesetzt werden;

d) der Beklagte sich in die Sache selbst ein-
gelassen hat, ohne Einwendungen gegen
die Zuständigkeit des Titelgerichtes erhoben
zu haben;

e) das Verfahren Schadenersatzansprüche aus
einer außervertraglichen Haftung zum
Gegenstand hatte und die schädigende
Handlung im Gebiet des Staates des Titel-
gerichtes begangen wurde;

f) es sich um eine Widerklage handelte und
das Titelgericht gemäß den Bestimmungen
des vorliegenden Artikels zur Entscheidung
über die Hauptklage als zustündig an-
erkannt wird;

g) ein auf einen Vertrag gegründeter Rechts-
streit, der nicht unbewegliches Vermögen
betraf, vor ein Gericht des Staates gebracht
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wurde, in dem nach der ausdrücklichen
oder stillschweigenden Übereinkunft der
Parteien die Verpflichtung erfüllt wurde
oder erfüllt werden sollte;

h) der Beklagte im Zeitpunkt der Einleitung
des Verfahrens weder Wohnsitz noch
gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet eines
der beiden Staaten, wohl aber Vermögen
im Gebiet des Staates des Titelgerichtes
hatte;

i) das Verfahren ein dingliches Recht an einer
im Gebiet des Staates des Titelgerichtes
gelegenen unbeweglichen Sache zum Gegen-
stand hatte;

B. — bei Entscheidungen, die den Personen-
stand oder die Handlungsfähigkeit betreffen, so-
fern:

1. es sich um den Personenstand oder die
Handlungsfähigkeit nur einer Person handelt und
im Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens:

a) diese Person Angehörige des Staates des
Titelgerichtes war; oder

b) diese Person Angehörige des Staates, in dem
die Anerkennung beantragt wird, oder
staatenlos war und ihren letzten bekannten
Wohnsitz oder ihren letzten bekannten
gewöhnlichen Aufenthalt im Staat des
Titelgerichtes hatte;

2. es sich um den Personenstand oder die
Handlungsfähigkeit zweier oder mehrerer Per-
sonen handelt und im Zeitpunkt der Einleitung
des Verfahrens:

a) eine von ihnen Angehörige des Staates des
Titelgerichtes war; oder

b) jede von ihnen Angehörige des Staates, in
dem die Anerkennung beantragt wird, oder
staatenlos war und ihren Wohnsitz oder
gewöhnlichen Aufenthalt im Staat des
Titelgerichtes hatte.

(2) Das Gericht, bei dem die Anerkennung be-
antragt wird, ist an die Feststellungen von Tat-
sachen, die in der Entscheidung enthalten sind
und auf die das Titelgericht seine Zuständigkeit
gegründet hat, gebunden.

(3) Das Gericht, bei dem die Anerkennung be-
antragt wird, hat bei Prüfung des Vorliegens
der Zuständigkeitsvoraussetzungen des Absatzes 1
des vorliegenden Artikels das Recht des Staates
des Titelgerichtes anzuwenden.

Artikel 4.

(1) Jede von einem belgischen Gericht gefällte
Entscheidung ist in Österreich vollstreckbar,
wenn sie in Belgien vollstreckbar ist und die Vor-
aussetzungen des Artikels 2 erfüllt sind; gegen
die Exekutionsbewilligung sind alle nach öster-
reichischem Recht hiefür vorgesehenen Rechts-
mittel zulässig.
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(2) Jede von einem österreichischen Gericht
gefällte und in Österreich vollstreckbare Ent-
scheidung ist in Belgien auf Grund der Voll-
streckbarerklärung durch das zuständige belgische
Gericht vollstreckbar, dessen Überprüfung sich
nur auf die im Artikel 2 aufgezählten Punkte
zu beziehen hat; gegen die Vollstreckbarerklärung
sind alle nach belgischem Recht hiefür vor-
gesehenen Rechtsmittel mit Ausnahme der
„Opposition" zulässig.

Artikel 5.

(1) Der Antrag auf Vollstreckung der Ent-
scheidung in Österreich oder auf Vollstreckbar-
erklärung der Entscheidung in Belgien ist in der
Form und nach den von der Rechtsordnung des
Staates, wo die Vollstreckung begehrt wird, auf-
gestellten Vorschriften einzubringen und zu be-
urteilen.

(2) Die antragstellende Partei hat vorzulegen:

a) eine Ausfertigung der Entscheidung mit
Begründung;

b) die erforderlichen Unterlagen zum Nach-
weis dafür, daß die Entscheidung rechts-
kräftig und vollstreckbar ist;

c) im Fall einer Versäumnisentscheidung eine
mit der Bestätigung ihrer Richtigkeit ver-
sehene Abschrift der Ladung oder ein
anderes zur Feststellung der gesetzmäßigen
Ladung des Beklagten geeignetes Schrift-
stück;

d) im Fall eines Zahlungsauftrages oder eines
Zahlungsbefehles ein zur Feststellung der
gesetzmäßigen Zustellung der Entscheidung
an die Partei, gegen die sie gefällt wurde,
geeignetes Schriftstück.

(3) Die vorgelegten Schriftstücke sind von
Beglaubigungen befreit. Es ist ihnen eine Über-
setzung in eine der Amtssprachen des ersuchten
Staates anzuschließen, deren Richtigkeit von
einem beeideten Übersetzer eines der beiden
Staaten bestätigt sein muß.

Artikel 6.

(1) Sowohl in Zivil- als auch in Handelssachen
in einem der beiden Staaten gefällte Schieds-
sprüche werden im anderen Staat entsprechend
den Bestimmungen des Genfer Abkommens vom
26. September 1927, betreffend die Vollstreckung
ausländischer Schiedssprüche, anerkannt und
vollstreckt, und zwar auch dann, wenn die
Parteien nicht der Gerichtsbarkeit eines Mitglieds-
staates des genannten Abkommens oder nicht der
Gerichtsbarkeit verschiedener Staaten unter-
worfen sind.
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(2) Wird das angeführte Genfer Abkommen
durch ein anderes multilaterales Abkommen, dem
beide Staaten angehören, ersetzt, so regelt dieses
Abkommen die Beziehungen zwischen Österreich
und Belgien (hinsichtlich der Anerkennung und
der Vollstreckung von Schiedssprüchen sowohl in
Zivil- als auch in Handelssachen.

(3) Es sind jedoch hinsichtlich der vorzulegen-
den Urkunden die Bestimmungen des Artikels 5
Absatz 3 anzuwenden.

Artikel 7.

(1) Die in Österreich von den Gerichten oder
Notaren errichteten und vollstreckbaren Ur-
kunden sind, wenn durch sie zwischen den Par-
teien abgeschlossene Vergleiche in Zivil- oder
Handelssachen festgestellt werden, in Belgien für
vollstreckbar zu erklären. Die Vollstreckbar-
erklärung ist durch den Präsidenten des Gerichts-
hofes erster Instanz des Bezirkes zu erteilen,
in dem die Vollstreckung erfolgen soll.

(2) Die Vollstreckung auf Grund der in Belgien
errichteten und vollstreckbaren Urkunden, durch
die solche Vereinbarungen festgestellt werden,
ist in Österreich von dem zuständigen Gerichts-
hof erster Instanz zu bewilligen.

(3) Das befaßte Gericht hat sich auf die Über-
prüfung zu beschränken, ob die Urkunden die
in dem Staat, in dem sie errichtet wurden, er-
forderlichen Voraussetzungen für ihre Echtheit
erfüllen und ob die Vollstreckung der öffentlichen
Ordnung seines Landes nicht widerspricht.

(4) Die Bestimmungen des Artikels 5 Absatz 3
sind hinsichtlich der vorzulegenden Urkunden
anzuwenden.

(5) Gegen die Exekutionsbewilligung oder die
Vollstreckbarerklärung sind die im Artikel 4
Absatz 1 und 2 angeführten Rechtsmittel zu-
lässig.

Artikel 8.

(1) Das vorliegende Abkommen berührt nicht
die Bestimmungen anderer Abkommen oder
Vereinbarungen, denen die beiden Staaten an-
gehören oder angehören, werden und die die
Anerkennung und Vollstreckung von gericht-
lichen Entscheidungen., Schiedssprüchen oder
öffentlichen Urkunden regeln, sofern nicht Ar-
tikel 6 etwas anderes bestimmt.

(2) Das vorliegende Abkommen ist nur auf die
nach dem Tage seines Inkrafttretens gefällten
gerichtlichen Entscheidungen und Schiedssprüche
und die nach diesem Tag errichteten öffentlichen
Urkunden anzuwenden.
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Artikel 9.

Die Hohen Vertragschließenden Teile behalten
sich vor, den Geltungsbereich des vorliegenden
Abkommens auf Belgisch-Kongo und auf das
Gebiet von Ruanda-Urundi einvernehmlich durch
Notenwechsel auszudehnen. Die Noten setzen
den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Aus-
dehnung fest.

Artikel 10.

(1) Das vorliegende Abkommen ist zu ratifi-
zieren. Der Austausch der Ratifikationsurkunden
hat so bald wie möglich in Brüssel stattzufinden.

(2) Das Abkommen tr i t t am sechzigsten Tage
nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden
in Kraft.

Artikel 11.

(1) Jeder der Hohen Vertragschließenden Teile
kann das vorliegende Abkommen durch schrift-
liche, an den anderen Hohen Vertragschließenden
Teil zu richtende Notifikation aufkündigen. Die
Aufkündigung wird ein Jahr nach dem Zeit-
punkt, an dem sie notifiziert wurde, wirksam.

(2) Die Aufkündigung kann auf die im Ar-
tikel 9 des vorliegenden Abkommens vorgesehene
Ausdehnung seines Geltungsbereiches beschränkt
werden.

Artikel 12.

Jede Streitigkeit hinsichtlich der Auslegung
oder der Anwendung des vorliegenden Ab-
kommens, die zwischen den Hohen Vertrag-
schließenden Teilen entstehen könnte, ist auf
diplomatischem Wege beizulegen.

Geschehen zu Wien, am 16. Juni 1959 in
zweifacher Ausfertigung in deutscher und fran-
zösischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Martin Fuchs

Viktor Hoyer

Für das Königreich Belgien:

Georges Delcoigne
A. J. Herment

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident

dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-

hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Justiz und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich ver-
sehen worden.

Geschehen zu Wien, am 10. August 1961.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Gorbach

Der Bundesminister für Justiz:

Broda

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Der Austausch der Ratifikationsurkunden erfolgte am 17. Oktober 1961. Gemäß Artikel 10
dieses Abkommens wird dasselbe am 16. Dezember 1961 in Kraft treten.

Gorbach

288.

Nachdem das Abkommen über die vorübergehende zollfreie Einfuhr von medizinischen,
chirurgischen und Laboratoriumsgeräten, zur leihweisen Verwendung in Krankenanstalten und
anderen medizinischen Instituten zum Zwecke der Diagnose oder Krankenbehandlung, welches
also lautet:

(Übersetzung)

ABKOMMEN
ÜBER DIE VORÜBER-
GEHENDE ZOLLFREIE
EINFUHR VON MEDIZI-
NISCHEN, CHIRURGI-
SCHEN UND LABORATO-
RIUMS-GERÄTEN ZUR
LEIHWEISEN VERWEN-
DUNG IN KRANKENAN-
STALTEN UND ANDEREN
MEDIZINISCHEN INSTI-
TUTEN ZUM ZWECKE
DER DIAGNOSE ODER
KRANKENBEHANDLUNG

Die Signatarstaaten, die Mit-
gliedstaaten des Europarates
sind,

in der Erwägung, daß ein
Staat infolge außergewöhnlicher
Umstände plötzlich ohne aus-
reichenden Vorrat an medizini-



1406 83. Stück — Ausgegeben am 14. Dezember 1961 — Nr. 288

schen, chirurgischen und Labo-
ratoriums-Geräten sein kann,
um den dringendsten Bedürf-
nissen seiner Bevölkerung ent-
sprechen zu können,

in der Erwägung, daß es wün-
schenswert ist, den Grenzüber-
gang für medizinische, chirurgi-
sche und Laboratoriums-Geräte
zu erleichtern, die ein Mitglied-
staat einem anderen Mitglied-
staat zur Verfügung stellen
kann,

in der weiteren Erwägung,
daß das Ziel des Europarates
darauf gerichtet ist, eine engere
Verbindung zwischen seinen
Mitgliedstaaten zu erreichen
und ihren wirtschaftlichen und
sozialen Fortschritt durch ver-
schiedene Maßnahmen, ein-
schließlich des Abschlusses von
europäischen Abkommen, zu
fördern,

in der Erkenntnis, daß der
Abschluß eines Abkommens
über den ungehinderten Ver-
kehr mit medizinischen, chirur-
gischen und Laboratoriums-Ge-
räten zur leihweisen Verwen-
dung ein praktischer Weg zur
Erreichung dieses Zieles sein
würde,

sind wie folgt übereingekom-
men:

ARTIKEL 1

1. Die Vertragsparteien werden
medizinische, chirurgische und
Laboratoriums-Geräte, an denen
sie selbst einen ausreichenden
Vorrat für ihre eigenen Bedürf-
nisse besitzen, einer anderen
Vertragspartei, die bei Vorlie-
gen außergewöhnlicher Um-
stände einen dringenden Bedarf
daran hat, zur leihweisen Ver-
wendung kostenlos zur Ver-
fügung stellen; diese Geräte
werden über Antrag an die in-
teressierte Partei übersendet und
sind nachträglich wieder zurück-
zusenden.

2. Jede Vertragspartei, welche
die Begünstigungen des Ab-
satzes 1 in Anspruch nimmt,
wird alle möglichen Erleichte-
rungen für die vorübergehende
Einfuhr der entliehenen Geräte
in ihr Gebiet gewähren.
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ARTIKEL 2

1. Die Frist für die vorüber-
gehende Einfuhr darf sechs
Monate nicht überschreiten; sie
kann jedoch bei Vorliegen glei-
cher Bedingungen im Einver-
nehmen mit dem Ausfuhrland
verlängert werden.

2. Die vorstehenden Erleichte-
rungen werden nur für medi-
zinische, chirurgische und Labo-
ratoriums-Geräte gewährt, die
zur Verwendung in Kranken-
anstalten und in anderen medi-
zinischen Instituten bestimmt
sind. Sie erstrecken sich auf die
Erteilung jeglicher Bewilligun-
gen, die für die vorübergehende
Einfuhr solcher Geräte erfor-
derlich sind, sowie auf die vor-
übergehende Befreiung von den
Eingangsabgaben (einschließlich
aller bei der Einfuhr zur Erhe-
bung gelangenden Zölle und
sonstigen Abgaben). Die Behör-
den des Einfuhrlandes können
jedoch die Entrichtung jener Ge-
bühren verlangen, die den
Kosten für erbrachte Dienst-
leistungen entsprechen.

ARTIKEL 3

Die Bestimmungen der Arti-
kel 1 und 2 hindern die zustän-
d igen Behörden des Einfuhr-
landes nicht, die erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, um
sicherzustellen, daß entweder
die vorübergehend eingeführten
Geräte in dem Zeitpunkt, in
dem die außergewöhnlichen Um-
stände zu bestehen aufgehört
haben oder die in Artikel 2
Absatz 1 genannte Frist abge-
laufen ist, zurückgebracht wer-
den, wobei der jeweils frühere
Zeitpunkt maßgebend ist, oder
daß die im Falle der Nichtrück-
bringung der Geräte zu zahlen-
den Eingangsabgaben entrichtet
werden.

ARTIKEL 4

Die Bestimmungen dieses Ab-
kommens beeinträchtigen nicht
günstigere Bestimmungen über
die vorübergehende Einfuhr der
in Artikel 1 genannten Geräte,
die in den autonomen Rechts-
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Vorschriften einer Vertrags-
partei oder in Konventionen,
Verträgen oder Abkommen ent-
halten sind, die zwischen zwei
oder mehreren Vertragsparteien
dieses Abkommens in Kraft
stehen.

ARTIKEL 5

1. Dieses Abkommen liegt zur
Unterzeichnung durch die Mit-
gliedstaaten des Europarates auf;
diese können Vertragsparteien
werden durch:

(a) Unterzeichnung ohne
Ratifikationsvorbehalt
oder

(b) Unterzeichnung mit Rati-
fikationsvorbehalt und
nachträglicher Ratifika-
tion.

2. Die Ratifikationsurkunden
werden beim Generalsekretär
des Europarates hinterlegt.

ARTIKEL 6

1. Dieses Abkommen tritt drei
Monate nach dem Tage in Kraft,
an dem es drei Mitgliedstaaten
des Europarates nach Artikel 5
ohne Vorbehalt der Ratifikation
unterzeichnet oder ratifiziert
haben.

2. Für jeden Mitgliedstaat des
Rates, der nachträglich das Ab-
kommen ohne Vorbehalt der
Ratifikation unterzeichnet oder
es ratifiziert, tritt das Abkom-
men drei Monate nach der Un-
terzeichnung oder Hinterlegung
seiner Ratifikationsurkunde in
Kraft.

ARTIKEL 7

Das Ministerkomitee des
Europarates kann Nichtmit-
gliedstaaten einladen, dem Ab-
kommen beizutreten. Ein sol-
cher Beitritt wird drei Monate
nach dem Tage der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde beim Ge-
neralsekretär des Europarates
wirksam.
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ARTIKEL 8

Der Generalsekretär des
Europarates notifiziert den Mit-
gliedstaaten des Rates und den
Beitrittsstaaten

(a) den Zeitpunkt, zu dem das
Abkommen in Kraft tritt, und
die Namen der Mitgliedstaaten,
die es ohne Vorbehalt der Rati-
fikation unterzeichnet oder
ratifiziert haben;

(b) die Hinterlegung von Bei-
trittsurkunden nach Artikel 7.

ARTIKEL 9

1. Dieses Abkommen bleibt auf
unibestimmte Zeit in Kraft.

2. Jede Vertragspartei kann
unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von einem Jahr durch
Notifizierung an den General-
sekretär des Europarates vom
Abkommen zurücktreten.

Zu Urkund dessen haben die
dazu gehörig bevollmächtigten
Unterzeichneten dieses Abkom-
men unterfertigt.

Geschehen zu Straßburg, am
28. April 1960, in einer einzigen
Ausfertigung in englischer und
französischer Sprache, die in den
Archiven des Europarates hin-
terlegt wird, wobei jeder Text
in gleicher Weise authentisch ist.
Der Generalsekretär wird jeder
unterzeichneten und beitreten-
den Regierung beglaubigte Ab-
schriften übermitteln.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für soziale
Verwaltung und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit
dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 17. August 1961.

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:

Klaus

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:

Proksch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky
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Österreich hat seine Ratifikationsurkunde am 11. Oktober 1961 beim Generalsekretär des
Europarates hinterlegt. Dieses Abkommen wird für Österreich gemäß Artikel 6 Absatz 2 am
11. Jänner 1962 in Kraft treten.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates haben folgende Staaten dieses Ab-
kommen ratifiziert:

Belgien, Frankreich, Irland, Norwegen, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nord-
irland.

Gorbach

289.

Der Bundespräsident erklärt das Übereinkommen über den Schutz des Bodensees gegen Ver-
unreinigung, welches also lautet:

Übereinkommen über den Schutz des Boden-
sees gegen Verunreinigung.

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
die Republik Österreich und
die Schweizerische Eidgenossenschaft

haben in dem Bestreben, durch gemeinsame An-
strengungen den Bodensee vor Verunreinigung zu
schützen, beschlossen, ein Übereinkommen abzu-
schließen, und zu ihren Bevollmächtigten er-
nannt:

Das Land Baden-Württemberg:
Ministerialrat Dr. Karl K ü b l e r , Innenmini-

sterium Baden-Württemberg,

Der Freistaat Bayern:
Ministerialrat Peter B u ß l e r , Bayerische

Staatskanzlei,

Die Republik Österreich:
Ministerialrat Dr. Arpad K n a p i t s c h , Bun-

desministerium für Land- und Forstwirt-
schaft,

Die Schweizerische Eidgenossenschaft:
Sektionschef Dr. Emanuel D i e z , Eidgenössi-

sches Politisches Departement,
Regierungsrat Dr. Simon F r i c k , Baudeparte-

ment des Kantons St. Gallen,
Regierungsrat Rudolf S c h ü m p e r l i , Bau-

departement des Kantons Thurgau,
welche, nachdem sie sich ihre Vollmachten mit-
geteilt und diese in guter und gehöriger Form
befunden, folgendes vereinbart haben:

Artikel 1.

(1) Die Anliegerstaaten des Bodensees, das Land
Baden-Württemberg, der Freistaat Bayern, die
Republik Österreich und die Schweizerische Eid-
genossenschaft (Kantone St. Gallen und Thur-

gau), verpflichten sich zur Zusammenarbeit auf
dem Gebiet des Gewässerschutzes für den
Bodensee.

(2) Die Anliegerstaaten werden in ihrem Ge-
biet darauf hinwirken, daß der Bodensee vor
weiterer Verunreinigung geschützt und seine
Wasserbeschaffenheit nach Möglichkeit verbessert
wird. Zu diesem Zweck werden sie die in ihrem
Gebiet geltenden Gewässerschutzvorschriften für
den Bodensee und seine Zuflüsse mit Nachdruck
vollziehen.

(3) Die Anliegerstaaten werden insbesondere ge-
plante Wassernutzungen, welche die Interessen
eines anderen Anliegerstaates an der Reinhaltung
des Bodensees beeinträchtigen können, einander
zeitgerecht mitteilen und, außer bei Gefahr im
Verzuge oder im Falle ausdrücklichen Einver-
nehmens, erst nach der gemeinsamen Erörterung
ausführen lassen.

Artikel 2.

Als Bodensee im Sinne dieses Übereinkommens
gelten der Obersee und der Untersee.

Artikel 3.

(1) Der Zusammenarbeit dient die von den An-
liegerstaaten gebildete ständige Internationale
Gewässerschutzkommission für den Bodensee
(nachstehend Kommission genannt).

(2) In der Kommission ist jeder Anliegerstaat
durch eine Delegation vertreten, der jeweils eine
Stimme zukommt.

(3) Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land kann zu den Sitzungen der Kommission Be-
obachter entsenden.

(4) Jede Delegation ist berechtigt, Sachverstän-
dige beizuziehen.

(5) Mit der Durchführung einzelner, genau be-
zeichneter Aufgaben kann auch die Kommission
Sachverständige beauftragen.
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Artikel 4.

Die Kommission hat folgende Aufgaben:

a) Sie stellt den Zustand des Bodensees und
die Ursachen seiner Verunreinigung fest.

b) Sie beobachtet laufend die Wasserbeschaf-
fenheit des Bodensees.

c) Sie berät und empfiehlt den Anliegerstaaten
Maßnahmen zur Behebung bestehender
Mißstände sowie zur Verhütung künftiger
Verunreinigungen.

d) Sie erörtert geplante Maßnahmen eines An-
liegerstaates im Sinne des Art. 1 Abs. 3.

e) Sie prüft die Möglichkeit und den etwaigen
Inhalt einer Reinhalteordnung für den
Bodensee, die gegebenenfalls den Gegen-
stand eines weiteren Abkommens der An-
liegerstaaten bilden soll.

f) Sie behandelt sonstige Fragen, die die Rein-
haltung des Bodensees berühren können.

Artikel 5.

(1) Beschlüsse der Kommission werden bei An-
wesenheit aller Delegationen einstimmig gefaßt.
In Verfahrensfragen entscheidet die einfache
Mehrheit.

(2) Der Einstimmigkeit steht nicht entgegen,
wenn sich ein Anliegerstaat in Angelegenheiten,
die ihn nicht betreffen, der Stimme enthält. Be-
schlüsse, die ausschließlich den Untersee betreffen,
bedürfen nur der Stimmen der Delegationen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und des Landes
Baden-Württemberg.

(3) Die Kommission gibt sich eine Geschäfts-
ordnung; diese bedarf der Einstimmigkeit.

(4) Die Leiter der Delegationen verkehren mit-
einander unmittelbar.

Artikel 6.

(1) Die Anliegerstaaten verpflichten sich, die
von der Kommission empfohlenen, ihr Gebiet
betreffenden Gewässerschutzmaßnahmen sorg-
fältig zu erwägen und sie nach Maßgabe ihres
innerstaatlichen Rechts nach besten Kräften
durchzusetzen.

(2) Die Anliegerstaaten, in denen von der Kom-
mission empfohlene Gewässerschutzmaßnahmen
durchgeführt werden sollen, können im Einzel-
fall eine Empfehlung der Kommission als für sich
verbindlich anerkennen und eine entsprechende
Erklärung durch ihre Delegation abgeben.

Artikel 7.

Jeder Anliegerstaat trägt die Kosten seiner
Delegation und seiner Sachverständigen. Sind
Sachverständige im Auftrag der Kommission
tätig, so werden die hierdurch entstehenden
Kosten nach einem jeweils von der Kommission
zu beschließenden Verhältnis auf die Anlieger-
staaten aufgeteilt. Das gleiche gilt für Veröffent-
lichungen der Kommission.

Artikel 8.

(1) Internationale Abkommen über die Schiff-
fahrt und die Fischerei bleiben unberührt.

(2) Die Kommission arbeitet auf ihrem Auf-
gabengebiet mit internationalen Einrichtungen
für die Schiffahrt und die Fischerei und mit der
Internationalen Kommission zum Schutze des
Rheins gegen Verunreinigung zusammen.

Artikel 9.

(1) Das vorliegende Übereinkommen bedarf der
Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden sollen
so bald als möglich bei der Regierung des Landes
Baden-Württemberg hinterlegt werden. Es t r i t t
30 Tage nach Hinterlegung der letzten Ratifi-
kationsurkunde in Kraft.

(2) Das Übereinkommen bleibt in Kraft, so-
lange es nicht von einem Anliegerstaat mit einer
Frist von sechs Monaten auf Jahresende gekün-
digt worden ist.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der Anliegerstaaten dieses Übereinkommen unter-
zeichnet.

Geschehen in vierfacher Ausfertigung im Steck-
born (Kanton Thurgau) am 27. Oktober 1960.

Für das Land Baden-Württemberg:

Dr . Karl Kübler e. h.

Für die Republik Österreich:

Knapitsch e. h.

Für den Freistaat Bayern:

Peter Bußler e. h.

Für die Schweizerische Eidgenossenschah:

Diez e. h.

Frick e. h.

Schümperli e. h.

für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der

in diesem Übereinkommen enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau, vom Bundesminister für
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 3. Februar 1961

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Heilingsetzer

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Waldbrunner

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Das vorstehende Übereinkommen ist gemäß seinem Artikel 9 am 10. November 1961 in
Kraft getreten.

Gorbach
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